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Anlage 1 Überlassungsvertrag
Ergänzung zum Arbeitsvertrag
______________________________________________________________________________
Im Nachfolgenden wird, ausschließlich aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit und ohne jede Diskriminierungsabsicht, nur die männliche Form verwendet. Darin sind alle Geschlechter (m/w/d) einbezogen und angesprochen.
______________________________________________________________________________
§ 1
Gehaltsumwandlung und Steuern
In entsprechender Abänderung des bestehenden Arbeitsvertrages entscheidet sich der Mitarbeiter freiwillig, aus seinem Anspruch des laufenden Arbeitsentgeltes monatlich einen Teilbetrag in Höhe der zuvor genannten Gehaltsumwandlung in einen Anspruch auf Nutzung eines Fahrzeugs umzuwandeln. Die Gehaltsumwandlung beginnt mit dem auf die Übernahme des Fahrzeugs folgenden Monatsersten und endet nach 36 Monaten. 
Die Berechtigung zur Privatnutzung des Fahrzeugs stellt einen steuerpflichtigen Sachbezug (geldwerter Vorteil) dar. Es sind die jeweils gültigen steuer- und sozialversicherungsrechtlichen Gesetze und Vorschriften zu berücksichtigen. Die Versteuerung erfolgt unter Zugrundelegung der nachfolgenden Nutzungspauschale.
Die Überlassung des Fahrzeugs für Privatfahrten führt zu einem, auf dem Deckblatt ausgewiesenen, lohnsteuer- und sozialversicherungspflichtigen geldwerten Vorteil beim Arbeitnehmer. 
Die auf die Fahrzeugnutzung entfallenden Steuern und Sozialversicherungsabgaben trägt der Mitarbeiter, was den Anspruch auf Barlohn zusätzlich verringert. Den Vertragsparteien ist bewusst, dass sich die Regelungen der Versteuerung auch während der Laufzeit der Überlassung ändern können. Der Mitarbeiter wird hiermit informiert, dass sich die Sozialversicherungsbeiträge eventuell verringern und somit auch die erworbenen Ansprüche aus den Sozialkassen geringer ausfallen können.

§ 2
Bedingungen der Überlassung
Dem Mitarbeiter wird vom Arbeitgeber das auf dem Deckblatt genannte Fahrzeug zur privaten und dienstlichen Nutzung überlassen. Hierbei bleibt die Weisungsbefugnis über das Fahrzeug während der gesamten Leasingdauer beim Arbeitgeber. 
Der Mitarbeiter wird ausdrücklich angewiesen ein Schloss mit einem Mindestkaufpreis von 48 Euro UVP, bei dem von ihm ausgewählten Händler mit zu bestellen, da sonst der Versicherungsschutz nicht greift.
In Deutschland besteht für Fahrradfahrer zwar keine gesetzliche Helmpflicht, jedoch wird es ausdrücklich empfohlen bei der Teilnahme im Straßenverkehr einen geeigneten Schutzhelm zu tragen.

§ 2.1
Überprüfung bei Übergabe
Der Mitarbeiter wird angewiesen und bevollmächtigt, im Namen des Arbeitgebers das Fahrzeug bei Auslieferung auf Mängel zu untersuchen und bei Mängelfreiheit den Bikeleasing-Service zu beauftragen, den Kaufpreis des Leasingobjekts bei Fälligkeit an den benannten Lieferanten zu zahlen. 
Sollte der Mitarbeiter Mängel bei der Übernahme feststellen, so hat er diese unverzüglich dem Händler mitzuteilen und die Übernahmebestätigung so lange nicht zu unterschreiben bzw. den Übernahmecode so lange nicht an den Fachhändler zu geben, bis der Sachverhalt mit der Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG geklärt ist. 
Verweigert der Mitarbeiter dies pflichtwidrig, so hat er dem Arbeitgeber den daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. Geschuldet ist ein Fahrzeug zur fahrzeugtypischen Nutzung, die sich aus den Herstellerbestimmungen, der Bedienungsanleitung und der Eigenschaft des Fahrzeugs ergibt. 

§ 2.2
Beginn und Ende der Überlassung
Die ordnungsgemäße Lieferung des Fahrzeugs ist Bedingung der Überlassung und beginnt mit dem durch das Übergabeprotokoll des Nutzungsgegenstandes näher bezeichneten Datums und endet ohne, dass es einer gesonderten Kündigung bedarf mit Ablauf der auf dem Deckblatt eingetragenen Laufzeit. 
Mit der Übernahme des Fahrzeugs beginnt auch der Versicherungsschutz.

§ 2.3
Benutzung und Benutzung durch Dritte
Das Fahrzeug darf nicht verliehen, vermietet, veräußert, verschenkt oder mit Rechten Dritter belastet werden. Es bleibt während der gesamten Zeit der Überlassung Eigentum des Leasinggebers. 
Eine Nutzung durch Ehe- oder Lebenspartner oder andere Personen des Haushalts des Mitarbeiters ist zulässig bei gesamtschuldnerischer Haftung des Mitarbeiters.
Das Fahrzeug ist im Rahmen des vertraglichen Verwendungszwecks sachgemäß und schonend zu behandeln, stets in einem betriebs- und verkehrssicheren Zustand zu halten und vor unberechtigten Zugriff Dritter zu schützen. Benutzungen, die das Fahrzeug über das normale Maß hinaus beanspruchen (z.B. Teilnahme an Wettkämpfen und Sportveranstaltungen) sowie eine eigenwirtschaftliche oder gewerbliche Nutzung (z.B. Weitervermietung) durch den Mitarbeiter oder Dritte sind untersagt.
Der Mitarbeiter hat alle aus dem Betrieb und der Haltung des Fahrzeugs ergebende gesetzliche Verpflichtungen zu erfüllen Dies gilt insbesondere für die Vorschriften der Straßenverkehrsordnung (StVO).

§ 2.4
Umbau / Tausch von Teilen
Ein Umbau des Fahrzeugs ist nicht zulässig. Ein Anbau oder Tausch von Sattel, Lenkergriffen, Pedalen, Klingeln, Rückspiegel, Beleuchtung, Navigationssystem und / oder Tacho ist jedoch zulässig, sofern diese Teile der Erstausstattung gleichwertig oder höherwertig sind.

§ 2.5
Haftung
Der Mitarbeiter haftet im Zusammenhang mit betrieblich veranlassten Tätigkeiten für von ihm durch das vorsätzliche oder grob fahrlässige Verhalten verursachte Schäden oder Wertminderungen am Fahrzeug, soweit nicht eine Versicherung eintritt. Bei fahrlässig verursachten Schäden erfolgt eine Quotelung des Haftungsumfangs anhand des Grades des Verschuldens.
Im Zusammenhang mit der Privatnutzung haftet der Mitarbeiter für Schäden, Verluste und Wertminderung des Fahrzeugs unabhängig vom Grad des eigenen Verschuldens; dies gilt auch für Schäden, Verlust oder Wertminderung, die durch berechtigte Dritte im Rahmen der Privatnutzung verursacht worden sind. Der Mitarbeiter haftet insoweit auch für von ihm oder von Personen, denen er das Fahrzeug berechtigt überlassen hat, schuldhaft verursachte Schäden Dritter. Eine Haftung des Mitarbeiters besteht in den vorgenannten Fällen jedoch nicht, soweit eine Versicherung eintritt.
Der Mitarbeiter haftet für Schäden und eine Wertminderung des Fahrzeugs, die durch nicht vertragsmäßigen Gebrauch des Fahrzeugs entstehen. Im Fall des Untergangs oder der Wertminderung des Fahrzeugs ist der Mitarbeiter verpflichtet, im Auftrag des Arbeitgebers die Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG unverzüglich, jedoch spätestens innerhalb von 2 Arbeitstagen, schriftlich zu benachrichtigen. Bei privater Nutzung trägt der Mitarbeiter den möglichen Selbstbehalt gemäß dem Versicherungsvertrag, bei dienstlicher Nutzung der Arbeitgeber.
Der Mitarbeiter hat selbst für ausreichenden privaten Haftpflichtversicherungsschutz zu sorgen.

§ 2.6
Pflege und Wartung des Fahrzeugs
Das Fahrzeug ist jederzeit einer ordnungsgemäßen Wartung und Pflege zu unterziehen und in betriebs- und verkehrssicherem Zustand zu halten. Als Hilfestellung dient das Online-Portal von BIKELEASING (www.bikeleasing-service.de). Hierüber kann auch das Dienstrad verwaltet und Versicherungsschäden abgewickelt werden. Das Händlernetzwerk ist auf der Internetpräsenz von Bikeleasing-Service unter www.bikeleasing-service.de unter dem Reiter Händlersuche aufgezeigt. 
Die empfohlenen Wartungsintervalle insbesondere bei Pedelecs sind einzuhalten, der Empfehlung des Fachhändlers in Bezug auf die besonderen Obhutspflichten und das Laden der Akkus ist Folge zu leisten. Der Akku ist auf Kosten des Dienstradnutzers fachmännisch überprüfen zu lassen, sollte der Verdacht einer Beschädigung vorliegen. Grundsätzlich wird empfohlen die Akkus nur mit Originalladegeräten des Herstellers zu laden, von Schnellladegeräten ist Abstand zu nehmen, da dies zum Verlust der Garantie führen kann. Der Mitarbeiter hat die Kosten hierfür zu tragen. Dies gilt auch für die Kosten der Wiederherstellung eines ordnungsgemäßen Zustands bei Rückgabe des Fahrzeugs. 
Ggf. vorhandene kaufrechtliche Ansprüche aus § 439 BGB (Nacherfüllung) sind von dem Mitarbeiter gegenüber dem ausliefernden Fachhändler geltend zu machen. Der Mitarbeiter wird hier zu schon jetzt beauftragt und bevollmächtigt. Ein Aufwendungsersatz dafür (§ 670 BGB) wird ausgeschlossen. Der Mitarbeiter ist verpflichtet, die Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG unverzüglich darüber zu informieren, wenn wegen eines Mangels der erste Nachbesserungsversuch gescheitert ist. Der Mitarbeiter wird zum Ende des Vertrages aufgefordert, das Fahrzeug zur Begutachtung des Zustandes bei einem Fachhändler vorzuführen.

§ 2.7
Versicherungsschutz
Das Fahrzeug ist über eine Versicherung des Leasinggebers gegen Verlust und Untergang versichert. Das Fahrzeug ist zum Schutz gegen Diebstahl mit einem qualitativ hochwertigen Markenschloss, mit einem Mindestkaufpreis von 48 Euro UVP, mit dem Rahmen an einem fest verankerten Gegenstand festzuschließen.
Die Versicherungsbedingungen sind beim Arbeitgeber zu erhalten. Der Mitarbeiter ist verpflichtet, von ihm zu verantwortende Schäden, wie z. B. Schäden aus grober Fahrlässigkeit oder Vorsatz sowie aus Verletzung der Versicherungsobliegenheiten, zu tragen. 

§ 2.8
Sonderbestimmungen für S-Pedelecs
Der Mitarbeiter verpflichtet sich, sofern für das Fahrzeug eine Fahrerlaubnis erforderlich ist, diese vor Übernahme des Fahrzeugs und danach jeweils in einem Abstand von einem halben Jahr ohne weitere Aufforderung dem Arbeitgeber vorzulegen. Sollte dem Mitarbeiter die Fahrerlaubnis entzogen werden, so ist der Mitarbeiter verpflichtet, den Arbeitgeber umgehend darüber zu informieren. Der Verlust der Fahrerlaubnis berechtigt nicht zur Beendigung des Vertrages bzw. bewirkt diese nicht. Sollte für das Fahrzeug ein Versicherungskennzeichen erforderlich sein, so obliegt die Pflicht zur ordnungsgemäßen Versicherung samt Teilkaskoschutz und Kennzeichnung abweichend von bzw. ergänzend zu § 2.7 bei dem Mitarbeiter. Der Mitarbeiter verpflichtet sich, wie gesetzlich vorgeschrieben, beim Führen des Fahrzeugs einen geeigneten Helm zu tragen.

§ 2.9
Ende der Überlassung
Die Überlassung endet spätestens mit der Beendigung des zwischen den Parteien abgeschlossenen Arbeitsvertrages (unabhängig von der Art der Beendigung und durch welche Vertragspartei die Beendigung veranlasst wurde), ohne dass es einer gesonderten Kündigung bedarf.
Dieser Überlassungsvertrag ist darüber hinaus befristet abgeschlossen bis zur Beendigung des Leasingvertrages. Er endet damit spätestens mit Beendigung des Leasingvertrages, ohne dass es einer Kündigung bedarf. Dies gilt auch bei einer vorzeitigen Beendigung des Leasingvertrages. 
Der Mitarbeiter kann dazu berechtigt werden, das Fahrzeug am Ende des Leasingzeitraums von der Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG, dem Leasinggeber oder einem Dritten zu erwerben, falls ihm ein entsprechendes Kaufangebot unterbreitet wird und der Arbeitgeber keine Einwände gegen den Erwerb durch den Mitarbeiter erhebt. Sofern der tatsächliche Wiederverkaufswert vom Kaufpreis abweicht, liegt ein geldwerter Vorteil zu Gunsten des Arbeitnehmers vor und somit gelten die gesetzlichen Regelungen der Versteuerung. Ein Anspruch auf Erwerb des Fahrzeugs durch den Mitarbeiter besteht nicht. 

§ 2.10
Rückgabepflicht
Der Mitarbeiter ist verpflichtet, das Fahrzeug an den Arbeitgeber herauszugeben, wenn:
1. Der Mitarbeiter erheblich gegen die Überlassungsbestimmungen verstößt,
2. Der Arbeitgeber ist bei Vorliegen eines sachlichen Grundes dazu berechtigt, die Überlassung des Dienstrades an den Mitarbeiter unter Berücksichtigung der Interessen des Mitarbeiters zu widerrufen. Ein solcher Widerruf kann aus wirtschaftlichen, organisatorischen, personenbedingten oder verhaltensbedingten Gründen erfolgen, z.B. wenn das Arbeitsverhältnis über einen längeren Zeitraum ruht (über 6 Wochen), schädigende Nutzung etc.
3. Der Mitarbeiter aus dem inländischen Unternehmen des Arbeitgebers ausscheidet.

Im Fall der Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung – gleich von welcher Seite und aus welchem Grund -, Zeitablauf, Aufhebungsvertrag oder gerichtliche Entscheidung ist der Mitarbeiter verpflichtet, das Fahrzeug unaufgefordert zum Beendigungsdatum zurückzugeben. Im Falle einer fristlosen Kündigung des Arbeitsverhältnisses aus wichtigem Grund ist das Fahrzeug unaufgefordert unverzüglich nach Zugang der Kündigung zurückzugeben. Die Rückgabepflicht gilt unabhängig davon, ob über die Beendigung des Arbeitsverhältnisses ein Rechtsstreit anhängig ist. In diesem Fall hat der Mitarbeiter das Fahrzeug an den Arbeitgeber herauszugeben und der Arbeitgeber trägt die weiteren Leasingraten. Der Mitarbeiter verpflichtet sich, das Fahrzeug bei Beendigung des Leasingvertrages in einem ordnungsgemäßen Zustand an den ausliefernden Fachhändler zurückzugeben.
Der Arbeitgeber behält sich vor für den Fall eines längeren Ausfalls des Mitarbeiters (z.B. Elternzeit/Langzeiterkrankung) dem Mitarbeiter die Möglichkeit der Nutzung des Fahrzeugs weiter zu ermöglichen. Im Fall der Annahme des Vorschlages hat der Mitarbeiter die in diesem Zusammenhang entstehenden Kosten zu tragen. Ebenfalls können in dieser Zeit geldwerte Vorteile durch die Privatnutzung entstehen, die durch den Mitarbeiter zu tragen wären.
Ein Anspruch auf Überlassung besteht seitens des Arbeitnehmers nicht.

§ 3
Datenschutz und Informationspflicht
Die auf dem Deckblatt angegebenen personenbezogenen Daten des Mitarbeiters werden zum Zwecke der Vertragsabwicklung durch die Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG, den Leasinggeber sowie deren Erfüllungsgehilfen (z.B. Fachhändler, Versicherungsunternehmen) auf Grundlage des Art. 6 Abs. 1b DS-GVO übermittelt, gespeichert und verarbeitet. Die Bestimmungen des Datenschutzgesetzes werden eingehalten. Bei ausstehenden Zahlungen ist der Arbeitgeber berechtigt die Daten des Mitarbeiters, auch nach Vertragsende, an die Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG zu übermitteln.
Detaillierte Informationen gem. Art. 13 der Datenschutzgrundverordnung finden Sie ergänzend auf der Website vom Bikeleasing-Service unter Datenschutz (https://www.bikeleasing-service.de/datenschutz.html)

§ 3.1
Datenschutz und Datenweitergabe bei „Bikeleasing-Arbeitgeber-Ausfallversicherung“ und Bikeleasing-Haftpflicht & Rechtsschutz-Versicherung
Die Bikeleasing-Service GmbH&Co.KG unterbreitet dem Arbeitgeber folgende Angebote: 
1. Bikeleasing-Arbeitgeber-Ausfallversicherung (AGAV)
Der Versicherungsschutz gilt für den Fall, dass ein Dienstradnutzer kündigt, gekündigt wird, erwerbsunfähig ist, in Elternzeit geht, langzeiterkrankt oder gar stirbt. 
Dem Dienstradbenutzer (Mitarbeiter) ist bewusst, dass bei der Schadenabwicklung seitens der BLS Versicherungs GmbH & Co. KG, diese als Makler für die Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG und der ERGO als Versicherer folgende Daten einfordern: Nachweis Krankmeldung („Gelber Schein“) für evtl. Rückfragen an den behandelnden Arzt, Nachweis Genesungsmeldung, ggf. Sterbeurkunde, Reha-Bescheinigung, Aufenthaltsbescheinigungen Kliniken oder Bescheinigung über anrechenbare Vorerkrankungen von der Krankenkasse, ein ordentliches Kündigungsschreiben mit Bestätigung und Austrittsdatum, Vergleiche/ Urteile, eine Anzeige der Elternzeit des Mitarbeiters oder Rentenbescheide bei Erwerbsunfähigkeit.
Die Bikeleasing-Service GmbH & Co. KG unterbreitet dem Arbeitgeber ein weiteres Angebot:

2. Bikeleasing-Haftpflicht & Rechtsschutz-Versicherung
Der Versicherungsschutz gilt für die private Nutzung des Dienstrades. Dienstlich angeordnete Fahrten sind nicht Bestandteil des Versicherungsumfangs. Dem Dienstradbenutzer (Mitarbeiter) ist bewusst, dass bei der Schadenabwicklung der BLS Versicherungs GmbH & Co. KG der bereits bestehende Versicherungsschutz des Dienstradnutzers erfragt wird, um eine Doppelversichersicherungsleistung zu vermeiden. Der Dienstradnutzer verpflichtet sich im Schadenfall der Mitwirkung. Den Weisungen der BLS Versicherungs GmbH & Co. KG ist Folge zu leisten. 


§ 4
Schlussbestimmung
Änderung, Ergänzung und die Aufhebung dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung dieser Schriftformklausel selbst. Ausgeschlossen sind damit insbesondere Vertragsänderungen durch betriebliche Übung. 
Sollten eine oder mehrere der hier getroffenen Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so verpflichten sich die Vertragsparteien über eine wirksame und zumutbare Ersatzregelung zu verhandeln, die dem von den Vertragsparteien mit der unwirksamen Bestimmung verfolgten wirtschaftlichen Zweck möglichst nahekommt.
Hiervon wird die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrags nicht berührt.
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